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Islands transatlantisches Dilemma: 

Wirtschaftliche Bande mit Europa - verteidigungspolitische Bande mit den Vereinigten Staaten 
Europas vernachlässigter Nordwest-Rand

Lieber Hans Dietrich, 

Exzellenzen, 

meine sehr geehrten Damen und Herren,

Die Bande zwischen Island und Deutschland sind seit langem sehr stark. Dieses Jahr feiern wir ein halbes Jahrhundert offizieller Beziehungen zwischen Deutschland und Island. Vor genau 50 Jahren, im März 1952, setzte sich das Auswärtige Amt der Bundesrepublik Deutschland mit unserem Generalkonsul in Hamburg in Verbindung und überbrachte ihm den Wunsch der deutschen Bundesregierung, diplomatische Beziehungen mit Island aufzunehmen. In einem Brief des Bundeskanzlers und Bundes-außenministers Konrad Adenauer drückte dieser seine Hoffnung auf eine Zusage Islands aus, indem er sich auf “die alten, vertrauensvollen Beziehungen zwischen Deutschland und Island” bezog. Ich bin sicher, daß sich die Beziehungen zwischen unseren Ländern weiterhin auf Vertrauen gründen werden.

Doch lassen Sie mich nun dem Kern meiner heutigen Ansprache zuwenden: Das mögliche Dilemma, das Islands Lage mitten im Atlantik darstellt, sowohl in seinen Beziehungen zu Europa als auch zu den USA. Das Dilemma kann in zwei Fragen zusammengefaßt werden. Erstens: Gibt es einen Konflikt zwischen unseren verteidigungspolitischen Beziehungen zu den USA und unseren wirtschaftlichen und sonstigen Beziehungen zu Europa? Und zweitens, das viel schwierigere Dilemma: Warum erwägt Island nicht einen Beitritt zur Europäischen Union in Anbetracht seiner engen Verflechtungen mit der EU, die sich in einem breiten Spektrum erfolgreicher Zusammenarbeit niederschlägt?

Lassen Sie mich zuerst folgendes klarstellen. Die Mitgliedschaft in der Europäischen Union steht gegenwärtig nicht auf der Tagesordnung der isländischen Regierung. Nicht einmal im Programm irgendeiner politischen Partei. Nichtsdestoweniger gab es in den letzten beiden Jahren, seitdem ich im Parlament einen umfassenden Bericht über Island und seine Stellung innerhalb der europäischen Zusammenarbeit vorlegte, eine breit angelegte Diskussion zu diesem Thema – zum Teil im Parlament, aber mehr noch außerhalb. 

Isländer interessieren sich im allgemeinen sehr für die Europäische Union. Tatsächlich zeigt eine Meinungsumfrage, die erst vor drei Wochen durchgeführt wurde, daß zwei von drei Isländern die Aufnahme von Beitrittsgesprächen mit der EU begrüßen. Ungeachtet der Unzuverlässigkeit von Meinungsumfragen werden Sie sich als Nicht-Isländer fragen: Was ist hier los? Ist denn die isländische Regierung völlig vom Volk abgehoben? 

Island hat sich nie um die Mitgliedschaft bei der EU beworben. Ich denke, ich kann Ihnen versichern, daß wir sehr vorsichtig mit einer Bewerbung sein werden, wenn nicht klar ist, daß die Mitgliedschaft eine praktikable Option für uns ist. Wir machen gewöhnlich keine Versprechungen, die wir nicht halten können, oder gehen Verpflichtungen ein, die wir nicht einlösen können.

Island und EFTA 

Wir sind eine europäische Nation – wir haben mit dem restlichen Europa gemeinsame Interessen, und, vielleicht noch wichtiger, ein gemeinsames Schicksal. 

Wie Sie alle wissen, hat das Streben nach einer friedlichen Zusammenarbeit in Europa zu zwei verschiedenen Wegen geführt: die EWG einerseits und die EFTA andererseits. Für die EFTA entschieden sich jene Länder, die eine Form der Zusammenarbeit brauchten, die die in vielen Fällen neugewonnene Unabhängigkeit nicht zu beeinträchtigen schien. 

Die Entwicklung des Binnenmarktes und die enge gegenseitige Abhängigkeit der EFTA-Staaten und der EG führten zum EWR-Vertrag. Österreich, Finnland und Schweden entschieden dann schnell zum EU Beitritt, und somit wurde der EFTA-Pfeiler des EWR-Vertrages auf Island, Liechtenstein und Norwegen reduziert. Die Schweiz wählte einen alternativen Weg zum EWR und hat bilaterale Abkommen in sieben Bereichen ausgehandelt. 

Der Europäische Wirtschaftsraum

Durch den EWR-Vertrag sind wir am EU-Binnenmarkt beteiligt und haben über 80( seiner Gesetzgebung übernommen. Wir haben unsere Verpflichtungen unter diesem Abkommen sehr ernst genommen, und ich denke, wir können als gute und verläßliche Mitglieder des Binnenmarktes gelten. 

Der Vertrag war gut für Island, nicht zuletzt weil er uns half, unsere rechtlichen und wirtschaftlichen Strukturen zu modernisieren, und uns somit wettbewerbsfähiger machte. Auch hat uns der EWR ein Forum für den ausdrücklichen Wunsch unseres Landes gegeben, mit unseren europäischen Nachbarn zusammenzuarbeiten, indem er uns ermöglicht, als gleichwertige Partner an EU-Projekten zu Forschung und Entwicklung und anderen Gebieten teilzuhaben. 

So wie wir überzeugte Mitglieder des Binnenmarktes sind, bezeugen wir auch unsere Solidarität mit weniger wohlhabenden Regionen Europas, indem wir Beiträge zu einem Finanzfonds leisten, der nun seit dem Inkrafttreten des Vertrages besteht. Ich denke, schon das allein macht die EWR-Zusammenarbeit einzigartig unter den Gemeinschaftsabkommen der EU – wir sind die einzigen Nicht-Mitgliedsländer, die ihren Beitrag zur Kohäsion in der EU leisten.  
Sicherheit und Zusammenarbeit in der Verteidigung

Aber unsere enge Integration in die europäische Zusammenarbeit reicht weit über den Binnenmarkt hinaus. Island hat als NATO-Mitgliedsstaat die Entwicklung der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik beobachtet. Wenn wir auch viele positive Aspekte der ESVP sehen, so hat sie jedoch auch bedeutet, daß Island zum ersten Mal nicht in einem multilateralen Forum repräsentiert ist, wo grundlegende Entscheidungen bezüglich der Sicherheit und Verteidigung Europas getroffen werden. Wir sind nicht in diesem Forum repräsentiert, weil wir nicht Mitglied der EU sind. 

Es ist wichtig, daß die ESVP im weiteren Verlauf keine Spaltung unter den europäischen Verbündeten innerhalb der NATO bewirkt oder daß sie das Bündnis in einen Schauplatz für in erster Linie bilaterale Kontakte zwischen der EU und den USA verwandelt und andere Verbündete, so wie Island, dabei auf einem Nebengleis landen. 

Die schrecklichen Ereignisse des 11. September offenbarten unsere wechselseitige Abhängigkeit in Sicherheitsbelangen ebenso wie sie unser aller Verwundbarkeit und die unseres stärksten Verbündeten aufdeckten. Es gibt Anzeichen dafür, daß sich im Krieg gegen den Terrorismus die Sicherheitsprioritäten der USA von Europa weg verlagern. Der Krieg gegen den Terrorismus und die daraus folgende notwendige Neuorientierung haben begonnen, die NATO umzuformen. Pläne für die Umarbeitung der US-Kommando-Struktur könnten wiederum Auswirkungen auf die NATO-Strukturen haben. Diese Entwicklung darf nicht zu einer Schwächung des transatlantischen Bündnisses führen. Solange wir dieses Bündnis pflegen, bin ich überzeugt, daß Island keinem eigentlichen Verteidigungsdilemma gegenübersteht. 

Island ist im großen und ganzen völlig im Gleichschritt mit der EU. Bezüglich Außenpolitik, Menschenrechte und Umwelt können Sie feststellen, daß wir ein zuverlässiger Verbündeter sind. 

Schengen

Unsere Bemühungen, uns – ohne EU-Mitglied zu sein – so weit als möglich zu integrieren, werden sehr deutlich durch unsere Teilnahme an der Schengen-Zusammenarbeit. Dies ist nicht zuletzt dem Verständnis Deutschlands und der nordischen EU-Mitglieder zu verdanken. Es liegt im Interesse ganz Europas, Island als einen vollwertigen Teil des Schengen-Raumes mit gleicher Verantwortung gegenüber den anderen Teilnehmerstaaten anzuerkennen. Auch hier könnten wir die Sicherheit des ganzen Raumes in Frage stellen, wenn wir an diese Zusammenarbeit nicht in alles umfassender Art und Weise herangingen. Wir können es uns nicht leisten, in diesem Raum ein Zwei-Klassen-System von Teilnehmerstaaten zu haben. 

Warum keine Mitgliedschaft?

Wie Sie sehen, sind wir fest in die europäischen Strukturen integriert. Es ist richtig, daß es eine Reihe von Punkten gibt, zu denen die Isländer Stellung nehmen müssen. Weil wir uns niemals um die Mitgliedschaft in der EU beworben haben, sind die Diskussionen über ein Für und Wider immer noch nicht richtig ausgereift. So sehen z.B. einige den Euro als ein Hauptargument für den Beitritt an, während ihn andere als einen Nachteil empfinden. Die Souveränität ist ebenfalls wichtig. Aber ich weiß, daß sich viele Außenstehende dennoch fragen: Warum um alles in der Welt bewirbt sich Island nicht einfach um die EU-Mitgliedschaft?
Die Antwort auf diese Frage bedarf einer Einführung. Lassen Sie mich kurz mein Land aus meiner Perspektive skizzieren. Island sitzt auf der Trennlinie zwischen der amerikanischen und der europäischen Kontinentalplatte. Wir bewachen das Tor zum Westen – wir sind ein Durchgangsposten auf dem Weg nach Westen. Wir sind die Verkörperung des transatlantischen Bündnisses. 

Zusammen mit unseren Nachbarn auf den Färöer Inseln, in Grönland und in Norwegen und zusammen mit unseren nordischen Vettern teilen wir mit dem restlichen Europa ein kulturelles Erbe. Als nordisches Land hegen wir eine starke Sympathie für die Bestrebungen des europäischen Gesellschaftsmodells, Wohlstand und Wachstum mit sozialer Verantwortung und Rücksichtnahme zu verbinden. 

Zusammen mit unseren nordatlantischen Nachbarn sorgen wir für die Ausgewogenheit der wunderbar vielfältigen europäischen Küche. Unser Fisch aus dem riesigen „Lebensmittelladen des Atlantiks“ ergänzt das Fleisch des europäischen Festlandes, das Getreide der ertragreichen Ackerflächen Europas, die exotischen Früchte und edlen Weine des Südens. Ich würde behaupten, daß Europa ohne seinen Nordwest-Rand ein unvollständiges Europa ist.

Es ist wichtig zu wissen, daß Island ein relativ junger unabhängiger Staat ist, obwohl es als Nation mehr als tausend Jahre alt ist. Ein Teil unseres Kampfes um Souveränität, die 1918 erlangt wurde, bestand darin, die Kontrolle über unsere eigenen Ressourcen zu gewinnen. Dieser Kampf setzte sich nach 1918 in verschiedenen Kontroversen über die Fischerei-Rechte weiter fort. Der Kampf um die Kontrolle über unsere Ressourcen ist untrennbar mit unserem Bestehen als unabhängige Nation verbunden – die Fischerei ist die absolute Grundlage unserer Wirtschaft: Immerhin stammen zwei Drittel unseres Warenexportes aus der Fischerei. Kontrolle über unsere eigenen Ressourcen bedeutet Kontrolle über unser eigenes Schicksal – die Mittel zum wirtschaftlichen Überleben sind in unseren eigenen Händen und müssen es auch bleiben.

So komme ich nun zur Antwort auf die Frage, warum sich Island nie um die Mitgliedschaft in der EU beworben hat. Es liegt an der Gemeinsamen Fischereipolitik (GFP) der Europäischen Union und in einem gewissen Ausmaß an der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP). 

Die Gemeinsame Fischerei-Politik der EU

Nun hat ja die Gemeinsame Fischereipolitik sehr löbliche Ziele – Verbesserung der Produktivität und Technologie, Marktstabilität und eine gesicherte Versorgung mit Meeresprodukten zu einem vernünftigen Preis. Überdies müssen alle Bemühungen, diese Ziele zu erreichen, mit den Prinzipien der Gleichbehandlung, der Anti-Diskriminierung, des Umweltschutzes und des Verbraucherschutzes übereinstimmen. Das Ziel ist eine verantwortliche und nachhaltige Nutzung der Meeresressourcen im Interesse aller.

Dagegen ist nichts einzuwenden. Wir glauben sogar, daß Island ein sehr effektives, über viele Jahre erprobtes und bewährtes System des Managements besitzt, um diese Ziele zu garantieren. Darüber hinaus betreiben wir die Fischerei, schon weil wir das müssen, auf eine nachhaltige, wirtschaftlich produktive Weise. 

Ich möchte jetzt hier keine langatmige Analyse der GFP unternehmen. Freilich weiß ich, daß sich die EU im Moment bei ihrer Revision der GFP, die bis zum Ende diesen Jahres abgeschlossen sein muß, mit vielen problematischen Punkten befaßt. Jedoch werden Sie in Anbetracht dessen, was ich über die Wichtigkeit der Fischerei für die schiere Existenz Islands gesagt habe, verstehen, daß wir niemals in Erwägung ziehen könnten, die Verwaltung unserer Ressourcen in die Hände von anderen zu legen. 

Sie werden verstehen, daß es uns schwerfällt, uns eine Versammlung von Fischereiministern aus dreißig Staaten, inklusive einer beträchtlichen Anzahl von Binnenländern, vorzustellen, die sich in sensible Entscheidungen einmischen, die Fragen der Fischereirechte, Fangquoten, Maschenweite etc. in isländischen Gewässern berühren. Das soll nicht heißen, daß wir nicht gemeinsamen Gesamtzielen, z.B. nach der Art von vielen Grundzielen der GFP, zustimmen könnten. Ich sollte an dieser Stelle hinzufügen, daß es ein besonderes Merkmal der Fischerei ist, daß sie vor den Küsten eines Landes betrieben werden kann, ohne diesem auch nur irgendeinen wirtschaftlichen Gewinn zu bringen. Dies ist ein weiter Grund für unsere Zurückhaltung. 

Was bedeutet ''gemeinsam''?

Ich denke, es muß einen Schlüssel zu diesem Problem zu geben. Er liegt teils in der Bedeutung des Wortes ''gemeinsam'' im Zusammenhang mit der Fischereipolitik und teils in dem wichtigen Konzept der Subsidiarität.
Nehmen wir zuerst die GFP. Für mich ist klar, daß die Europäische Union eine gemeinsame Fischereipolitik braucht, weil ihre Fischbestände zum größten Teil gemeinsam genutzt sind – d. h. zwei oder mehr Staaten teilen sie sich. So fischen z.B. Großbritannien, Belgien, Deutschland und die Niederlande in den gleichen Gewässern. Die Fischbestände sind eine gemeinsame Ressource und es ist sinnvoll, gemeinsame Regeln zu haben, wie sie verwaltet und aufgeteilt werden. Eine gemeinsame Politik für eine gemeinsam genutzte Ressource. 

Es ist interessant festzustellen, daß keine gemeinsame Politik im gleichen Sinne für z.B. die Wälder existiert, die so wichtig für Finnland sind, oder für Öl und Gas, die von großer Wichtigkeit für Großbritannien sind. Das liegt sicher daran, daß die fragliche Ressource nicht gemeinsam genutzt wird. In der Tat wäre eine solche Vorstellung undenkbar – diese Ressourcen gehören den jeweiligen Ländern. 

Wieder anders wird das Wort ''gemeinsam'' bei der Gemeinsamen Agrarpolitik gebraucht. Hier bezieht es sich nicht auf gemeinsame Ressourcen. Es gibt keinen gemeinsamen Besitz des Landes oder des Viehbestandes. Gemeinsam ist der Markt, dessen Zugang verwaltet werden muß, um eine Überproduktion zu verhindern.

Eine gemeinsame Verwertungspolitik für eine „geteilte“, also gemeinsam genutzte Ressource – das ist der Schlüssel. Nun wird es Sie vielleicht überraschen zu hören, daß die große Masse von Fisch rund um Island, auf der unsere Wirtschaft basiert, keine „geteilte“ Ressource ist. Wir haben nicht ''Made in Iceland'' darauf gedruckt, aber ich kann Ihnen versichern, und dies ist von Fischerei-Experten auf der ganzen Welt einschließlich der EU allgemein anerkannt, daß die meisten Fischbestände rund um Island innerhalb isländischer Gewässer bleiben. Sie sind deshalb nicht weniger eine nicht-geteilte Ressource als die finnischen Bäume oder das britische Öl. 

Es gibt natürlich gewisse Fischbestände, die wir mit anderen Ländern teilen – Fisch, der in Hochseegewässer wandert, die unter internationaler Verwaltung stehen. Hering und Lodde sind Beispiele dafür. Wo ein Bestand gemeinsam genutzt wird, müssen wir eine gemeinsame Verwertungspolitik haben. Die Alternative ist ''freies Fischen für alle'', was in Überfischung resultiert. 

Es sollte nicht überraschen, daß es die Gemeinsame Fischereipolitik der EU als selbstverständlich erachtet, daß alle Fischbestände gemeinsam genutzt werden. Dies ist einfach das Ergebnis der ehemaligen EU-Geographie. Die Urheber der GFP dachten niemals an die Möglichkeit von Fischbeständen, die ausschließlich einem Land gehören. Aber ich frage Sie: Ist es vernünftig, von Island oder auch anderen Nordatlantik-Nationen zu erwarten, daß sie sich in eine Politik zwängen, die ihre Anliegen niemals berücksichtigte? 

Bis jetzt hat uns die EU noch nie das Gegenteil bekundet. Wir anerkennen, daß das Erarbeitete umgesetzt werden muß, aber die Umsetzung muß auch den neuen Umständen Rechnung tragen( Kann sich irgend jemand wirklich vorstellen, daß wir uns bei einem Club bewerben, der darauf besteht, die Verwaltung unserer einzigen Ressource zu übernehmen? Es liegt im Interesse ganz Europas, daß jede Nation das Beste aus ihren Ressourcen und Möglichkeiten machen kann. 

Worin liegt die Lösung?

Wir haben doch bereits Beispiele für die Kreativität beim Finden neuer Lösungen für neue Situationen. Bezüglich der Agrarpolitik zum Beispiel ist es interessant, daß bei der letzten Erweiterung Wege gefunden wurden, der Tatsache Rechnung zu tragen, daß die EU nicht nur größer wird, sondern auch ihren eigentlichen Charakter verändert – daß sie sich nun in zuvor nie erreichte klimatische Regionen erstreckt. Plötzlich besaß die EU eine arktische Region mit Tundra( Um dieser neuen Situation Rechnung zu tragen, erhielt die Landwirtschaft jenseits des 62. nördlichen Breitengrades einen Sonderstatus. Ich könnte mir vorstellen, daß dies zumindest teilweise auch einige unserer Interessen anspricht. 

Nun ist die Frage, ob man bei der Umsetzung der GFP genauso einfallsreich sein könnte. Es scheint mir von den Regeln für die Umsetzung der Politik her ziemlich klar, daß die isländische Wirtschaftszone eine separate Verwaltungszone bilden könnte und die Fangquoten auf der Basis vorausgegangener Fischereipraxis vergeben würden und deshalb in isländischen Händen verblieben. 

Dies ist jedoch nicht genug – denn obwohl eine relative Stabilität in der Praxis sicherstellt, daß die Staaten ihre traditionellen Fischereirechte beibehalten, wäre Tradition allein nicht genug für uns. Es gäbe immer die theoretische Möglichkeit, daß eine Staatenmehrheit versuchen könnte, Druck auf Island auszuüben, sich dem verhältnismäßigen Teilen zu fügen. So unwahrscheinlich dies auch wäre, wir können unsere wirtschaftliche Zukunft nicht auf eine derartige Ungewißheit gründen.  

Meiner Ansicht nach müßte die besondere Situation der isländischen Fischereizone innerhalb der Gemeinsamen Fischereipolitik als eine besondere Art von Zone definiert werden. Es wäre keine Beeinträchtigung der GFP, sondern eine besondere Umsetzung der Politik, angepaßt an die neuen Umstände, so daß Entscheidungen über die Nutzung unserer natürlichen Ressource, die nicht mit anderen Mitgliedsstaaten der EU geteilt wird, in Island getroffen werden. 

Subsidiarität

Es gibt ein anderes sehr wichtiges Konzept, das von der EU entwickelt wurde, und das, wie ich glaube, helfen könnte. Gemeint ist die Subsidiarität. Das Prinzip der Subsidiarität ist es, Entscheidungen so nah wie möglich der Ebene zu treffen, wo sie auch ihre Wirkung haben. Das Ziel der Subsidiarität ist es sicherzustellen, daß gemeinsame Regeln nicht dort aufgestellt werden, wo sie unnötig und unerwünscht sind. Würde die Subsidiarität so auf die GFP angewendet werden, würde sie den im wesentlichen ortsgebundenen Charakter der Fischerei rund um Island anerkennen.   

Diese Logik gilt nicht nur für Island. Ich kann Ihnen sagen, daß die Färöer Inseln, Grönland und Norwegen, so wie ich es sehe, in einer ähnlichen Situation sind. Tatsächlich könnte man sagen, daß der gesamte nordwestatlantische Rand Europas von der EU ausgeschlossen ist; nicht von den Zielen der GFP, sondern von deren beabsichtigter Umsetzung. Ich muß Sie nicht daran erinnern, daß Norwegen zweimal ''nein'' sagte. Und Grönland ist wieder ausgetreten. 

Island gehört zu Europa
Verständlicherweise war die EU mit ihren südlichen und östlichen Rändern beschäftigt. Wir haben den EWR-Vertrag, der gut funktioniert und praktisch keine Probleme auf EU-Seite darstellt. Aber ich bin entschieden für die Notwendigkeit eingetreten, ihn nach Art von Maastricht und Amsterdam zu aktualisieren – wobei mir von der Kommission nicht gerade großes Verständnis entgegengebracht wurde. Doch solange der EWR-Vertrag die Hauptgrundlage für unsere Teilnahme an Europa ist, ist es erforderlich, seine gute Praktikabilität zu erhalten.   

Für mich stellt unsere Beziehung zu Europa einerseits und zu den USA andererseits kein Dilemma dar. Ein starkes, umfassendes Europa braucht ein starkes Transatlantik-Bündnis. Es liegt im gemeinsamen Interesse von Island, Europa – und den USA –, daß Europa stark, umfassend und frei ist und daß die Bande über den Atlantik fest wie immer bleiben. Hier gibt es kein Dilemma.

Wie ich jedoch bereits am Anfang meiner Rede andeutete, haben wir ein zweites Dilemma, das Islands Beziehungen zur EU betrifft. Wir sind begeisterte und aktive Teilnehmer an der europäischen Zusammenarbeit. In diesem Zusammenhang weiß ich, daß viele in der EU gerne die EFTA-Länder beschuldigen, ein Europa á la carte zu wollen. Nach dieser Theorie sind wir diejenigen, die die Rosinen herauspicken und nur die süßesten wählen. Ich protestiere gegen diese Beschreibung – ich habe bereits aufgezeigt, wie wir uns in fast alle Bereiche der EU-Aktivitäten einbringen und unsere Solidarität demonstrieren. Das Problem ist, daß wir uns zwar bereit gezeigt haben, uns an fast allen Zutaten des Menüs zu beteiligen, wir aber nicht unter Voraussetzungen zur Mahlzeit eingeladen worden sind, die wir realistischerweise hätten in Betracht ziehen können. Aber wie ich ausgeführt habe, gibt es eine mögliche Lösung. Es ist an den Politikern sowohl in Europa als auch in Island, die Zukunft auf dieser Grundlage zu formen. Wir freuen uns, mit unseren Freunden in diesem Geist zusammenzuarbeiten. 
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